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Ost-West-Migration ohne Steuerungsmöglichkeiten? 
1. Einleitung 
Betrachtet man die Arbeitsmobilität im europäischen Raum, so lassen sich drei unterschiedliche 
Arten von Migra!ionsströmen erkennen: 
Einerseits ist dies die Arbeitskräftewanderung innerhalb des -~-~~JL_welche in immer stärkerem 
Ausmaß gut und hoch qualifizierte Arbeitskräfte betrifft. Andererseits geht damit jedoch ein 
absoluter Rückgang dieser Migrationsströme einher. Waren innerhalb der EG die Migrationsströme 
i~--den 50er und 60er J~h;~~-~~ch be-trä~htlich, so reduzierten sich diese in den 70er und 80er 
Jahren insbesondere aufgrund der ökonomisch~n Aufholprozesse der unterentwickelteren Länder 
und Regionen. Insbesondere die Emigrationsströme aus Süditalien haben stark an Bedeutung 
verloren. Die zukünftigen Migrationsströme innerhalb des EWRs werden rein_ quantitativ nicht von 
übermäßiger Bedeutung sein, wenngleich deren ökonomische Bedeutung doch beträchtlich sein 
wird. I) · 
Die zweite große Migrationsbewegung nach Europa findet aus traditionellen Gastarbeiterländern, 
-- -·· --------- . ---
nämlich aus der Türkei, dem ehemaligen Jugoslawien und den nordafrikanischen Maghreb-Staaten 
statt, und zwar insbesondere nach Deutschland und Frankreich. 1991 waren in Westeuropa 
insgesamt 15,4 Millionen Ausländer ansässig, davon 13 Millionen in der EG. Von diesen 13 
Millionen kamen 8 Mill. aus Nicht-EG-Ländern. Etwas mehr als ein Drittel dieser Bevölkerung 
waren in Beschäftigung. Diese (in überwiegendem Ausmaß) Süd-Nord-Migration macht nicht nur 
aktuell den größten Teil der gesamten Migrationsströme in und nach Europa aus, sondern wird vor 
allem in Zukunft noch verstärkt an Bedeutung gewinnen. Dabei werden auch bisher nicht-
traditionelle Einwanderungsländer stärker in diesen Migrationsprozeß einbezogen sein. 
Der dritte Teil der europäischen Migrationsströme ist j~er der soganannte11 Qst_:-_'Y~~t_-::...M_igrati_on .. 
Durch die politischen Umwälzungen der letzten Jahre, durch die (relative) Öffnung der Grenzen, 
begannen auch aus diesen Ländern Menschen verstärkt in den wirtschaftlich höher entwickelten 
Westen auszuwandern. Obwohl Vorhersagen über die hier noch zu erwartenden 
Wanderungsbewegungen nur höchst spekuiativ sein können, insbesondere deswegen, da weder über 
die weitere politische noch wirtschaftliche Entwicklung dieser Länder klare Perspektiven bestehen, 
so muß das Migrationspotential doch als bedeutend eingeschätzt werden. Eine Umfrage in Polen, 
- --- -- --- - .. ·---- -
Ungarn, der (vormaligen) CSR sowie der (vormaligen) Sowjetunion Mitte 1991 kam zu dem 
Ergebnis, daß rund zwei Millionen Bürger planen mit ihren Familien auszureisen und weitere 7-20 
Millionen Bürger darüber nachdenken.2> Diese Zahlen müssen allerdings deswegen mit größter 
Vorsicht gehandhabt werden, da bei einer derartigen Umfrage eine (über)große Anzahl an 
Unsicherheitsfaktoren mitspielen. Es gibt Unsicherheit im bezug auf Ausreisemöglichkeiten,_ die 
tatsächlichen Beschäftigu!lg~_und_J:..~bensmöglichkeiten im Ausland und vor allem im bezug auf 
die weitere wirtschaftliche und politische Entwicklung in derem Heimatland. 
~------ -------------------------------- ----------··-----·· -~----
1) vgl. Werner,H./Walwei,U.(1992); 1owie Simon,G.(1990); 
2) vgl. ILO (1992); p.46 
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. • d folgenden Kapiteln Ursachen und Konsequenzen dieses Wanderungspotentials \\enn 1n en _ _ _______ _ 
. .... d ru- r österreich dargestellt und diskutiert werden, so sollte dabei nicht vergessen 
msi.;eson ere 
..,,erden, daß diese Überlegungen zum überwiegenden Teil auch für die (noch bevorstehenden) Süd-
:--:ord-Migrationsbewegungen gelten. Wenngleich die Ost-West-Migration momentan aktueller ist, so 
wird der Süd-Nord-Migrationsst!9!11 _ _v_~ ~!!gl!i~h gr_ö_l3e~_m _ Al!~maß sein. Dieser Migrationsdruck 
wird ;ber erst mittelfristig ~ktuell werden.3) Interessant ist jedoch, daß sich schon jetzt die 
Struktur der Einwanderer in _den traditionelle~ Inimigr~~i~~~länd_:~~ USA, Kanada und Australien 
~-esentlich ge!\n~_~!.!... hat. Waren z.B. für Kanada 1969 noch die drei wichtigsten Emigrationsländer 
Italien, Großbritannien und die US~• __ s_o sind dies 1988 Hong Kong, Indien und Vietnam gewesen! 
Augenmerk soll in dieser Arbeit auch der Bedeutung von illegalem __ ~~~~nthalt und illegaler 
BeschMtigung geschenkt werden. In nahezu allen Industriestaaten ist (mit der zunehmend 
restriktiver werdenden Zuwanderungspolitik) ein -deutÜch~-r A~~tieg der _H}eg~litä_! zu vermerken. 
Für ganz Europa wurde das Ausmaß der illegalen Wohnbevölkerung 1991 auf 2,6 Millionen 
Personen geschlitzt, was einem Anteil von 14% der gesamten ausländischen Bevölkerung entspricht. 
Die Sch!\tzungen für Österreich differieren zwischen 40.000 und 100.000 Beschäftigten, was einem 
Anteil von 12 bis 25% an der Gesamtbeschäftigung entsprechen würde. Diese Entwicklung ist 
insbesondere deswegen von Interesse, weil derart Beschäftigte keinerlei rechtlichen 
Schutzbestimmungen unterliegen. Zudem geht diese Entwicklung aber einher mit einem 
Strukturwandel der AusHinder~e_sc~~-ft_igung, welc~e_r_ ~!! ei~~~ _ "Weg von den Industrieberufen, 
hin zu den Dienstleistungsberufen" charakterisiert werden kann. Auch diese Entwicklung ist 
international, allen voran in den USA, schon länger zu vermerken.4) 
In der folgenden Arbeit wird zunächst der aktuelle empirische Befund für die Migration von 
Osteuropa nach Österreich dargestellt (Kap.2). Im Kap.3 werden sodann die Ursachen der 
~1igration im allgemeinen und im speziellen für Osteuropa dargestellt und diskutiert. Im 
anschließenden Kap.4 werden die Konsequenzen der Emigration für das Herkunftsland diskutiert 
und Maßnahmen besprochen, welche das Ausmaß der Migrationsbewegungen verringern helfen und 
sowohl für das Herkunfts- als auch für das Zielland zu befriedigenden Ergebnissen führen können. 
2. Ost-West-Migration - der empirische Befund für Österreich 
Bis Ende 1990 wurden die · ö · h m sterre1c Beschäftigten Ausländei-!nnen hinsichtlich ihres 
Herkunftsllndes lediglich nach vier Länderkategorien unterteilt Deutschland, Türkei, Jugoslawien 
und sonstige Staaten. Erst seit Dezember 1990 stehen detailliertere Daten zur Verfügung. 
Zwischen 1989 (Jahresdurchschnittswerte) und Juni 1992 hat sich die Anzahl der ausländischen 
Arbeitskräfte um rund 70% erhöht ( 167 38 · von . I auf 283.680). Abb.1 zeigt zunächst die 
3) T,L Krotii, K. (10?2); 
4) T,L Golmi.A., d al_(l9?2); Salt (1992); 
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Entwicklung der Struktur der Ausländerbeschäftigung nach Herkunftsländern in der groben 
Untergliederung. Dabei zeigt sich, daß zwar die Ländergruppe "~tjg~ ~ta3:ten" stär~_ere 
Anteilsgewinne verzeichnen konnte (von 14,9% auf 25,0%), daß hingegen der überwiegende Teil 
--- ------
der ausländischen Arbeitskräfte nach wie vor aus den traditionellen Herkunftsländern 
Jugoslawien5) (~on 54,3% auf 49,8%) und Türkei (von 23,4% auf 20,4%) kommt. 
Abb.1: Beschäftigte Ausländerlnnen 
nach Herkunftsland 
Deutschland Jugoslawien TUrkel Sonstige 
Land 
- Verteilung (1989) Eill Verteilung (Juni 91) il!ii!I Verteilung (Juni 92) 
Dies ist einerseits auf die Integration der sogenannten 2. (Ausländer-)Generation zurückzuführen, 
------ ---- ., 
unterstreicht aber auch die Bedeutung der "Kettenmigration". Es gibt dazu zahlreiche 
--- ------ - --- -----
Untersuchungen, die allesamt zu dem Ergebnis kommen, daß - bei entsprechender Nachfrage im 
Aufnahmeland - die vergangenen Migrationsströme auch sta~lc di~ gegenwärtigen bestim~~ID-~s 
Argumente werden hierfür angeführt, daß eine bereits existierende ausländische Gemeinsc]JafLim 
Zielland die Probleme des sozialen und kulturellen Wechsels erleichtern hilft, eine wichtige 
Informationsquelle über Arbeits- und Wohnungsmöglichkeiten bildet und somit die Transferkosten 
reduzieren hilft sowie rechtlichen Schutz und vorübergehende Unterkunftsmöglichkeit bietet. Diese 
Argumente sowie die bereits erwähnte Integration_ der ·2. (i~erat_ic;m bilden hinreichende 
Erklärungsgründe weshalb die Struktur der Ausländerbeschäftigung nach Herkunftsländern nur 
schwer einem abrupten Wandel unterliegen und ein derartiger Wandel trotz "Ostöffnung" auch in 
Österreich nicht so rasch stattfinden wird. 
In Tab. 1 sowie in Abb. 2 sind die detaillierter untergliederten Daten der Ausländerbeschäftigung 
seit Dezember 1990 dargestellt. 
Von den ausländischen Arbeitskräften aus den "sonstigen Staaten" entfielen im Juni 1992 knapp ___ 2L} 
auf die sechs mittel- und osteuropäische Staaten Ungarn, Polen, CSR, Rumänien, _!3_El~a!ien und 
die (ehemalige) SU. Diese 45.875 Beschäftigten machten lediglich 16,2% aller ausländischen 
5) "ehemaliges• Jugoslawien, (inkl. Kroatien und Slowenien) 
6) vgl. Straubhaar (1988a); S. 83ff. sowie Greenwood,M.J. et.al. (1992); 
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Arbeitskräfte aus. Auf die CSR, Ungarn, Polen und Rumänien entfallen dabei jeweils rund 10.000 
Beschäftigte. Die Ausländerbeschä~tj~un_g_~~~ Bulgarien und _d_:~_ ~he_~aligen SU ist nahezu 
b~ 
Abb.2: Beschäftigte Ausländerinnen aus 
den mittel- und osteuropäischen Ländern 
i 11n~1~0:::'.:oo~------------1 14~ 
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Polen Ungarn CSR Rumlnlen Bulgarien UDSSR 
Land 
- Dezember 1990 EJ Juni 1991 D Juni 1992 
Vergleicht man nun die Zuwächse in dieser Periode, so weisen zwar die ost-mitteleuropäi_scheQ_ 
Länder mit +3 l ,0% deutlich höhere Zuwächse auf als der Durchschnitt (+8,5%); diese Zuwächse 
sind allerdings in Relation zu den politischen Veränderungen in diesen Ländern alles andere als 
beunruhigend. Die Entwicklung der polnischen Arbeitskräfte in Östereich zeigt indes sogar eine 
leicht rückläufige Entwicklung. 
Auch die OECD verweist in ihrem jüngsten "Employment Outlook" vom Juli 1992 auf diesen 
(überraschenden) Aspekt: "Falling employment, raising unemployment and lower real incomes are 
all factors which are Iikely to increase emigration pressures further in these countries (Ungarn, 
Polen, CSR, Rumänien, Bulgarien; W.A.). Yet, while there has been a marked increase in East-
West migration and within the region of Central and Eastern Europe itself, the mass exodus f rom 
East to West that had been anticipated by some has not occurred.117) 
Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß zwar der Anteil der aus!ä_ndischen Arbeitskräfte aus 
den mittel-osteuropäischen Ländern in den_ letzten be1den Jahren überdurchschnittlich gestiegen ist, 
dieser Anteil mit 16,2% allerdings bei weitem nicht die Relevanz hat welche ihm in der 
--- --------------=----- ' -·-----
öffentlichen Diskussion zukommt. Auch der Anteilsgewinn gegenüber den Werten vom Dezember 
1990 (I 3,4%) ist mit 2,8%-Punkten nicht beunruhigend. 
7) OECD (1992); S.241 
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Tab.l: Struktur der ausländischen Beschäftigten nach Herkunftsland 
Oez.1990 Juni 1992 Veränderung Männeranteil 
Land Cin X) Juni 1992 (inX) 
Jugoslawien 127370 141268 10,9 62,5 
Türkei 59128 57794 ·2,3 77, 1 
Deutschland 13930 13678 ·1,8 58,9 
Mittel-Osteuropa: 35016 45875 31,0 71,8 
Polen 12979 11674 ·10,1 71,2 
Ungarn 7617 10594 39, 1 77,2 
Runänien 6185 9593 55,1 69,5 
CSR 6804 11386 67,3 71,1 
Bulgarien 996 1802 80,9 65,0 
su 435 826 89,9 59,6 
Sonstige 25957 25055 -3,5 65,6 
Insgesamt 261401 283670 8,5 67, 1 
Quelle: BMfAS, Ausländerbeschäftigung; div. Monatsberichte, sowie eigene Berechnungen 
Abschließend vermerkt werden muß hier jedoch, daß sich dieser Befund nur aufgrund der 
offiziellen Statistiken ergibt. Die Schätzungen über die ausländische Schwarzarbeit schwanken -
wie bereits erwähnt - zwischen 40.000 und 100.000, wovon der überwiegende Teil davon in Wien 
angesiedelt sein dürfte. Über die Herkunftsländer dieser Beschäftigten liegen naturgemäß noch 
größere Unsicherheiten vor als über deren Umfang, doch liegt der Anteil der Beschäftigten mit 
mittel- und osteuropäischer Herkunft mit hoher Wahrscheinlichkeit über den 16,2% der offiziell 
registrierten ausländischen Beschäftigten. Insbesondere spricht hierfür die regionale Nähe, welche 
bei verschiedenen Formen von Schwarzarbeit von großer Bedeutung ist (Saisonarbeit, kurzfristige 
Beschäftigung mittels Touristenvisa, Tagespendler, etc.). 
Ausgehend von diesem empirischen Befund sollen im nächsten Kapitel die wichtigsten 
Bestimmungsgründe der Ost-West-Migration diskutiert werden. 
3. Ursachen der Ost-West-Migration 
In der Literatur werden als Ursachen der Migration zumeist folgende Bestimmungsgründe 
unterschieden: demographische, ökonomische und politische Entwicklungen sowie die regionale und 
kulturelle Distanz. Diese Faktoren müssen sowohl im Herkunftsland ("push-Faktoren") als auch im 
Zielland ("pull-Faktoren") analysiert werden. Dabei sind jeweils nicht nur die aktuellen, sondern 
auch die mittelfristig zu erwartenden Entwicklungen entscheidend. Antworten auf Fragen wie: "Wie 
lange dauert die wirtschaftliche Umbruchsphase?" oder "Wann ist mit einer Demokratisierung zu 
rechnen?" werden dabei für die individuelle Migrationsentscheidung von großer Bedeutung. 
Insbesondere die ökonomischen und politischen Aspekte sind dabei aber mit hoher Unsicherheit 
behaftet, wodurch sich aufgrund mangelhafter Vorhersehbarkeit der Ereignisse nur eine 
unzureichende (und oft sehr zweifelhafte) Entscheidungsbasis für die Migration ergibt. 
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Da "push-" und "pull-Faktoren" in der Regel zu keinem Ausgleich am Arbeitsmarkt führen, wird 
das Ausmaß der Migrationsströme letztlich immer durch politisch bestimmte Faktoren auf der 
Nachfrageseite determiniert. 
In der Ökonomie werden Situationen, in welchen das Angebot größer als die Nachfrage ist, als 
"Käufermärkte" bezeichnet. Derartige Konstellationen sind immer durch eine ungleiche 
Machtverteilung gekennzeichnet, weil einer der Marktteilnehmer - in diesem Fall das 
Arbeitsangebot - seine Wünsche nicht durchsetzen kann. Wenn es also zu keinem Ausgleich von 
Angebot und Nachfrage kommt, so setzt sich immer die "kürzere Seite" durch. Da das Angebot an 
Arbeitskräften (weltweit) de facto unendlich ist, ist die kürzere und somit _bestimme~-9~_Seite stets __ 
die Nachfrage. Diese allerdings wird gerade bei der Migration nicht alleine durch ökonomische 
Entscheidungen bestimmt! 
3.1. Die demographischen Faktoren 
Betrachten wir zunächst die weitere demographische Entwicklung (Tab.2). Gerade hierbei ist es 
notwendig auch die Entwicklungen der für die aktuelle Migrationsproblematik (noch) nicht so 
relevanten Länder der "südlichen" Hemisphäre miteinzubeziehen. Für die europäische 
Migrationsproblematik ist hierbei insbesondere die Entwicklung in Nordafrika von Interesse. 
Die Geburtenrate in Europa erreichte in der Periode 1985-90 mit l, 7 bei weitem nicht die zur 
Konstanthaltung der Bevölkerung notwendige Reproduktionsrate von 2.8) Am niedrigsten waren 
dabei die Werte Westeuropas mit 1,58. Nordeuropa konnte demgegenüber (aufgrund der 
spezifischen Sozial- und Familienpolitik) mit 1,81 einen wesentlich höheren Wert aufweisen. In 
Osteuropa erreichte die Geburtenrate mit 2,02 nahezu genau den Reproduktionswert. In der 
(ehemaligen) Sowjetunion liegt die Geburtenrate mit 2,38 deutlich über dem Reproduktionswert. 
In eklatantem Kontrast hierzu stehen die Geburtenraten der unterentwickelten Länder. Im 
Durchschnitt erreichten diese Länder einen Wert von 3,94, wobei Afrika mit 6,24 den höchsten 
Wert erzielte. Obwohl die Kindersterblichkeit in den unterentwickelten Ländern mit 78 Sterbefällen 
innerhalb des ersten Lebensjahres pro I 000 Neugeborene (Afrika: 103!) den fünffachen Wert der 
europäischen Kindersterberate (15) erreicht, hat sich die durchschnittliche Lebenserwartung der 
Bevölkerung des Südens jener des Nordens in den vergangen 30 Jahren stark angenähert. 
8) Vorausgeaettt das durchschnittliche Sterbealter bleibt konstant. 
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Tab.2: Die demographische Entwicklung 
Geburtenrate (85-90) Kinder- Bevölkerung Bevölkerung Veränderung 
sterblichkeit{85-90)1990 {in Mill.) 2010 (in Hill.)1990/2010 (in X) 
Welt 3,45 70 5292 7204 36, 1 
entwickelte Regionen 1,89 15 1206 1309 8,5 
unterentwickelte Regionen 3,94 78 4085 5894 44,3 
Europa 1, 72 13 498 515 3,4 
Nordeuropa 1,81 8 84 87 3,6 
Südeuropa 1,59 16 117 119 1, 7 
Westeuropa 1,58 9 173 175 1,2 
Osteuropa 2,02 17 124 133 7,3 
su 2,38 24 288 327 13,5 
Afrika 6,24 103 642 1148 78,8 
Nordafrika 5,11 79 140 219 56,4 
Asien 3,48 72 3112 4239 36,2 
Quelle: Golini,A., et.al. (1992); S.19,20 
Die entsprechenden Auswirkungen auf die weitere demographische Entwicklung sind ebenfalls in 
Tab. 2 erfaßt. Die- Weltbevölkerung wird sich von 5292 Mill. Einwohner im Jahr 1990 auf 7204 
Mill. im Jahr 2010 erhöhen (+36,1%). Die Bevölkerung in den unterentwickelten Ländern wird 
dabei um 44,3% wachsen, jene in den entwickelten Regionen um 8,5%. Der Zuwachs in Osteuropa 
und in der (ehemaligen) SU (inkl. dem asiatischen Teil der SU!) ist zwar stärker als jener des 
restlichen Europas, der demographische Migrationsdruck aus dieser Region bleibt dennoch gering. 
Der Entwicklung in Nordafrika ist demgegenüber mit einem Zuwachs von 78,8% besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen, da diese Region aufgrund ihrer geographischen Lage und ihrer 
historischen Bindungen zu europäischen Ländern von großer Bedeutung ist. 
Für die europäische Migrationsproblematik sind daher zwei Aspekte wichtig: Einerseits wird der 
europäische Bevölkerungsanteil Osteuropas lediglich von 24,9% auf 25,9% ansteigen. Die 
Bevölkerungsentwicklung in der SU verläuft zwar leicht expansiver (von 288 Mill. auf 327 Mill.), 
. ..---~-----·-------· ----,- ... -•·--·--
doch ist dies vor allem auf die Entwicklungen im asiatischen Teil der SU zurückzuführen. 
Andererseits wird sich die Bevölkerung im nordafrikanischen Raum von 140,6 Mill. auf 219,6 Mill. 
erhöhen. 1990 entsprach dies einem Umfang von 28,2% der europäischen Bevölkerung, im Jahr 
2010 wird dies hingegen einem Anteil von 42,0% entsprechen! In jenem Teil Afrikas also, welcher 
schon bisher von großer Bedeutung für die europäischen Migrationsbewegungen war und ist, wird 
sich die Bevölkerung in den nächsten 20 Jahren um mehr als 55% erhöhen. 
Für Europa läßt sich daher zusammenfassend festhalten, daß aufgrund der demographischen 
Entwicklungen zwar kaum ein Ost-West-Migrationsdruck besteht bzw. entstehen wird, hingegen 
----------------------·--------·-··~·- ·- -- . ··- . -· 
der Süd-Nord-Migrationsdruck noch sehr viel stärker werden wird. 
-------------~-~--··-- -- •-.--,-----
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In den Ländern des europäischen Wirtschaftsraumes (EWR) selbst ist hingegen mit einer 
Bevölkerungsabnahme und - aufgrund der niedrigen Geburtenraten - mit einer zunehmenden 
Veralterung der Bevölkerung zu rechnen. Der damit einhergehende Rückgang der Relation 
Erwerbstätige/Gesamtbevölkerung hat natürlich auch entsprechende Konsequenzen für die 
Sozialversicherungssysteme. 
3.2. Die ökonomischen Faktoren 
Um den ökonomischen Migrationsdruck beurteilen zu können, werden herkömmlich sowohl die 
Einkommen zwischen den Emigrations- und den Immigrationsländern verglichen als auch die 
Wahrscheinlichkeit eine Beschäftigwg ill! Zielland zu finden. Letztere kann durch die Entwicklung 
von Beschäftigung und Arbeitslosigkeit erfaßt werden. Der Einkommensvergleich alleine ist jedoch 
nicht ausreichend, da dieser noch wenig über die tatsächliche Kaufkraft im jeweiligen Land 
aussagt. Es ist daher sinnvoll, die Unterschiede in der Kaufkraft miteinander zu vergleichen. Diese 
Differenzen sollten sodann mit den jeweiligen Wahrscheinlichkeiten zur Erlangung einer 
Beschäftigung im Zielland gewichtet werden. 
Da für derartige Berechnungen jedoch kaum Daten zur Verfügung stehen, wollen wir uns hier auf 
eine kurze Betrachtung der Entwicklung von Einkommen und Beschäftigung in den mittel- und 
------------------------·--------·---- -----·-- - --- -
osteuropäischen Ländern beschränken. 
Der starke Rückgang des erwirtschafteten Nationalproduktes in allen fünf hier erfaßten Ländern9) 
ist evident. Alleine im Jahr 1991 reduzierte sich dieses in allen Ländern um 9 bis 17%. Der 
Rückgang der Indu~trieproduktion ist noch deutlicher. Die entsprechenden Auswirkungen auf die 
Beschäftigung ließen sich kaum verhindern. Da aber der Rückgang der Beschäftigung noch 
geringer ausfiel als jener der Gesamtproduktion ist sogar noch mit einem weiteren Rückgang der 
Beschäftigung zu rechnen. Einstweilen ist noch immer eine gewisse "Arbeitskräftehortung" (!) 
betrieben worden. Die OECD hält daher auch fest "Therefore, even if a recovery in demand 
occurs, a further shake-out in industry employment may be required if competitiveness is to be 
improved by raising currently low levels of productivity."IO) 
9) Die Entwicklungen in der (ehemaligen) SU aowie in Ostdeutschland aind den hier skizzierten Entwicklungen der fünf anderen mitte 
und osteuropäischen Ländern recht ähnlich, wenngleich das Unsicherheitsproblem in der SU bedeutend größer ist. · 1 
Weiters muß hier angemerkt werden, daß in diesem kurzen Kapitel keine genauere Analyse der ökonomischen Entwicklungen der j 
"Transformationsländer• vorgenommen werden kann, sondern daß hier lediglich einige filr die Migrationsentscheidungen wichtige . 
Fakten zusammengefaßt werden sollen. Zur genaueren ökonomischen Analyse vgl. u.a. Steindl (1992); sowie Laaki (1992); 
10) OECD (1992); S.241 
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Tab.3: Wirtschaftswachstum, Industrieproduktion, Beschäftigung und Reallöhne in den mittel- und 
osteuropäischen Ländern, 1988-91 (jährliche Veränderungen in %) 
Bulgarien CSR Ungarn 
~irtschaftswachstun: 
1989 -0.4 0.7 0.4 
1990 -11.8 -1.1 -3.3 
1991 -17 -16 -10 
88/91 -27.1 -16.3 -12.6 
Industrieproduktion: 
1989 -1.1 1.1 -1.0 
1990 -16.8 -3.7 -9.2 
1991 -27.8 -21.2 -19.0 
88/91 -40.6 -23.3 -27.2 
Beschäftigung: 
1989 -2.3 0.3 -0.9 
1990 -6.1 -0.4 -2.0 
1991 -14.5 -7.4 -6.0 
88/91 -21.6 -7.5 -8.7 
Reallöhne: 
1989 3.0 1.3 1.9 
1990 6.2 -5.8 -5.1 
1991 -42.3 -26.3 -8.0 
88/91 -36.9 -29.7 -11.0 
offizielle ausgewiesene Arbeitslosenraten vom März 1992: 
13.1 6.4 8.9 
Quelle: OECD (1992); S.240 und S.250 sowie eigene Berechnungen 
Polen 
0.0 
-11.6 
-9 
-19.6 
-0.5 
-24.2 
-11.9 
-33.6 
0.6 
-3.6 
-5.5 
-9.4 
9.0 
-24.4 
0.8 
-16.9 
12.1 
Rl.lllänien 
-5.8 
-7.4 
-14 
-25.0 
-2.1 
-19.0 
-18.7 
-35.5 
1.1 
0.2 
-11.4 
-10.4 
3.1 
2.9 
-20.3 
-15.4 
4.6 
Die Entwicklung der offiziell registrierten Arbeitslosigkeit weist zwar eine stark steigende Tendenz 
auf, entspricht jedoch bei weitem nicht den drastischen Beschäftigungsrückgängen. Die Ursachen 
dafür sind vielfältig: Rückzug aus dem Erwerbsleben (Frauen, Frühpensionierungen), Integration in 
arbeitsmarktpolitische Programme, Nicht-Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen zur 
Registrierung von Arbeitslosigkeit, u.a. Auch hier muß auf eine detailliertere Diskussion dieser 
Diskrepanzen verzichtet werden. 11 ) Festgehalten werden soll hier nur, daß die 
Beschäftigungeinbrüche drastisch waren und auch die mittelfristigen Be~äftigungsperspektiven 
als eher "düster" bezeichnet werden müssen. 
------
Die Reallohnverluste waren in allen fünf Ländern enorm. Die kumulierten Reallohnverluste 
betrugen in der "Transformationsperiode" 1989/91 zwischen 10% und 40%!_ Auch alle anderen 
· Einkommensmaßzahlen (BNP /Kopf oder in KKP) weisen darauf hin, daß sich die 
Einkommensdifferenz gegenüber den westlichen Staaten in den vergangenen drei Jahren drastisch 
erhöht haben. 
11) vgl. hierzu OECD (1992); S.249ff. 
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Betrachtet man diese Entwicklungen, so ist offensichtlich, daß die sogenannte 
"Transformationsphase" den Migrationsd.:uck _ in diesen Ländern nochmals beträ_chtlich hat ansteigen 
lassen. Es ist hier jedoch angebracht eine kurze relativierende Bemerkung zu den üblichen 
Einkommensvergleichen anzustellen: 
zunächst ist ein Vergleich der durchschnittlichen Einkommen nicht angebracht, da die 
ausländischen Arbeitskräfte im Zielland in der Regel nur Arbeitsplätze zugewiesen bekommen, 
welche eine (weit) unterdurchschnitt_liche Bezahlung auf~ejsen. 12foks gilt-~~~h-;;r;tärk~~ falls 
der Immigrant im Zielland nur eine illegale Beschäftigung finden kann. Das Einkommen in den 
mittel- und osteuropäischen Ländern müßte hingegen noch um jenes Einkommen korrigiert 
werden, welches sich dortige Arb.eitskr~fte in der Schattenwirtschaft erarb~iten. Diese Einkommen 
.,. 
stellen in verschiedenen Länd~rn'. einen nicht unwesentlichen Bestandteil· :zur Deckung des 
Lebensunterhalts dar. 
Wenngleich diese Faktoren auch die oben ausgewiesenen Einkommensdifferenzen und den damit 
verbunden Migrationsdruck ;e~ringern, so bleibt zweifelsohne noch immer ein erheblicher 
Migrationsdruck bestehen. Beunruhige~des Faktum bleibt dabei vor allem die Tatsache, daß sich 
die ökonomische Entwicklung und damit auch die Realeinkommen in den vergangenen Jahren 
rapide verschlechtert haben und ein Aufschwung einstweilen nur schwer ab~~~bar ist. Gerade dabei 
könnten jedoch sowohl Österreich als auch alle anderen westlichen Industriestaaten und ihre 
internationalen Organisationen massiv mitwirken (vgl. Kap.4). 
Auch wenn die ökonomischen Kennzahlen für die unterentwickelteren potentiellen 
-------- ------------····· . -·--··-···- ···-·• ···• 
Emigrationsländer nach Europa hier nicht.diskutiert werden, so muß selbstverständlich angemerkt 
werden, daß die Differenzen gegenüber diesen Ländern und Regionen noch bei weitem d_r:astisc_lgi_r.. 
sind als die europäischen Ost-West-Differenzen. Hier kann deswegen generell festgehalten werden, 
daß der potentielle ökonomische Süd-Nord-Migrationsdruck einem Vielfachen des Ost-West-
Druckes entspricht. 
Wenn also sowohl demographische als auch ökonomische Variablen einen stärkeren Süd-Nord- als 
Ost-West-Migrationsdruck anzeigen, so müssen Erklärungen gefunden werden, weshalb dieses 
-----·----------- ----- ···----· --------•---·--·•-
latente Migrationspotential (noch) nicht manifest wird. Neben den politischen Faktoren sind hierfür 
------- ----- . ------··- , ... ·- ----
sicherlich die kulturelle und regionale Distanz entscheidend, welche im nächsten Kapitel diskutiert 
werden sollen. 
12) filr Österreich vgl. hierzu u.a. BMfAS (1991); S.139f. 
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3.3. Politische und andere Faktoren 
Die entscheidende Veränderung für die europäischen Migrationbewegungen der letzten Jahre waren 
zweifelsohne die Erleichterungen der Ausreisebestimmung!:.!1 in nahzu allen mittel- und 
osteuropäischen Ländern. Wenngleich dem sprunghafte Anstieg von ungarischen und tschechischen 
Touristenströmen nach Österreich bei weitem keine entsprechenden Migrationsströme folgten, so 
wurde durch diese Maßnahmen zumindest ein wichtiges Hindernis für die internationale Mobilität 
von Arbeit beseitigt. Daß dieser Liberalisierung der Ausreisebestimmungen jedoch keine 
entsprechende Migrationsbewegung zur Folge hatte, hat ihre Ursachen nicht nur in der 
Migrationspolitik der Zielländer, wenngleich diese auch die entscheidende Bestimmungsgröße sind. 
In vielen mittel- und osteuropäischen Staaten wurden __ die __ politischen ___ Hinderungsgründe_ der_ 
Ausreise durch bürokratische und finanzielle ersetzt. So beträgt die Wartezeit zur Erlangung eines 
gültigen Reisepaßes in der ehemaligen SU momentan zwei Jahre. Die Kosten dieses Paßes liegen 
im Bereich von etwa drei Monatsgehältern. Hinzu kommen Transpo1:.tlrnsten sowie das notwendige 
Startkapital zum Aufbau einer neuen Existenz in einem fremden Land. Es ist unschwer vorstellbar, 
daß - ohne entsprechendem Freundes- und Bekanntenkreis im Zielland - aufgrund dieser äußerst 
schwer erfüllbaren Voraussetzungen viele potentielle Migranteninnen ihre Ausreisewünsche auch 
aus rein individuellen Gründen nicht realisieren können. Somit sind den individuellen 
Migrationswünschen sehr enge Grenzen gesetzt, und zwar unabhängig von der Migrationspolitik des 
- -----~·----.... --
Ziellandes. Die Realisierung der Migrationswünsche wird dabei in der Regel umso stärker 
restringiert, je größer die regionale, historische, ökonomische und kulturelle Distanz zwischen 
Emigrations- und Zielland ist. Distanz in dieser breiten Interpretation ist gleichbedeutend mit 
einem weniger an Information. Gerade diese Informationen über Wohn- und Arbeitsmöglichkeiten 
sind jedoch Voraussetzungen für entsprechende Migrationsentscheidungen. Historische Bindungen 
zwischen Emigrations- und Zielland fördern natürlich einen entsprechenden Informationsaustausch. 
Viele Migrationsbewegungen finden daher auch noch heute zwischen dem ehemaligen Mutterland 
und seinen ehemaligen Kolonien statt (GB/Commonwealth-Staaten; F/Maghreb-Staaten;). 
Doch auch die Entwicklung von ökonomischen Beziehungen fördert entsprechende 
Migrationsströme. Die amerikanische Wissenschafterin Saskia Sassen zeigt dies für die 
amerikanischen Immigrationsströme der Gegenwart sehr gut auf. Die US-Auslandsinvestitionen in 
Südostasien und der darauffolgende intensivere Handel mit diesen Ländern haben so - trotz hoher 
Wachstumsraten und starker Zunahme der Beschäftigung in diesen Ländern - zu einem Anstieg der 
Immigrationsströme aus diesen Regionen geführt. Sassen schlußfolgert daraus: "In its most extreme 
version, the current phase of US-immgration could be seen as representing, ... , a domestic 
consequence of US activities abroad.1113) 
Ganz ähnliche Konsequenzen zeigen sich auch im pazifischen Wirtschaftsraum, wo Japan von 
-•---••W~••-.-- -••'""-•'- •-•-••- --- •--
einem starken Migrationsdruck aus seinen pazifischen Investitionsdestinationen und 
--------------------- ------ ··-·· -- -------------· ----- -- . ·- ... ---
13) Sassen,S.{1988); S.7 
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Handelspartnern gezeichnet ist (Republik Korea, Malaysia, Bangladesh, u.a.). 14) Die trotz 
Arbeitskräftemangel noch immer extrem restriktive Ausländerpolitik Japans hat in den 
--------·. --- - -- --- ---·-- ------ ------~-· 
vergangenen Jahren deshalb auch zu einem entsprechenden Anstieg der illegalen Beschäftigung 
geführt. Schätzungen weisen Werte zwischen 100.000 und 500.000 Personen aus. Letzterer würde 
knapp 1% des gesamten Arbeitskräfteangebotes entsprechen und liegt dabei noch unter den 
europäischen und österreichischen ( ~ 1,5%) Schätzwerten. 
4. Auswirkungen der Emigration auf die Herkunftsländer und daraus ableitbare Konsequenzen für 
die Ost-West-Migration 
Betrachtet man die Struktur der Emigranten, so läßt sich generell zumeist folgendes beobachten: 
Der Anteil der jungen, der Anteil der männlichen sowie der Anteil der gut qualifiziert~n 
Arbeitskräfte ist in der Regel überdurchschnittlich hoch. Dies liegt vor allem darin begründet, daß 
derartige Personen mit einer größeren Wahrscheinlichkeit Lebens- und Arbeitsmöglichkeiten im 
Zielland finden werden. Gesteuert wird diese Struktur letztendlich vom Zielland selbst. Aufgrund 
der bereits geschilderten Situation eines "Käufermarktes" gelingt es der Nachf rageseite sehr stark 
ihre politischen, qualifikatiorischen und sonstigen Anforderungen durchzusetzen. Auch hierbei 
gelten wiederum dieselben Regeln, welche auch auf jedem nationalen Arbeitsmarkt gelten. Je 
höher der Angebotsüberschuß umso selektiver kann die Nachfrageseite bei der Auswahl ihrer 
Arbeitskräfte vorgehen und umso höher können Anforderungen gesetzt werden. 
Die Immigrationsanforderungen selbst sind international sehr unterschiedlich. Sowohl Australien als 
auch Kanada nehmen z.B. eine genaue Bewertung der Einwanderungskandidaten hinsichtlich 
Verwandtschaftsverhältnisse, Sprachkenntnisse, Qualifikationen sowie Beschäftigungsmöglichkeiten 
vor. In den USA sind derartige Immigrationsanforderungen nicht üblich. Es ist naheliegend, daß 
eine derartige Selektion der Immigrationskandidaten zur Auswahl jener Personen führt, welche 
überdurchschnittliche Qualifikationen aufweisen. Wenn aber als einer der wichtigsten 
Emigrationsgründe der niedrige ökonomische Entwicklungsstand des Herkunftslandes gilt, so ist es 
offensichtlich, daß sich hier "die Katze in den Schwanz beißt": _"_~~portie~!:_\V~r<:J:en ge~~de jene 
Arbeitskräfte, welche für den Aufbau im eigenen Land dringend benötigt würden. Die wichtigste 
··-- ·- - . ~--·-
Ursache der Migration - die unterschiedliche ökonomische Entwicklung - wird also durch die 
Migration weiter verschärft. Die volkswirtschaftlichen Kosten ,der Ausbildung des Emigranten im 
Heimatland werden zudem nicht mehr rückgegolten. Die "World Employment Conf erence" hat 
bereits 1977 in ihrem "Programme of Action" auf diese Problematik hingewiesen und 
geschlußfolgert: "The countries of employment are to ref rain from recruiting skilled and highly 
skilled workers when there are recognised or potential shortages of such workers in the country of 
origin."15) 
14) vgl. ILO (1992); S.48ff. 
15) zitiert nach Böhning (1979); S.403 
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Diese Aufforderung wartet jedoch bis zum heutigen Tage auf ihre Realisierung. Wahrscheinlich 
wird es sich auch weiterhin kaum vermeiden lassen, daß der Westen qualifizierte Fachkräfte bei 
der Einreise bevorzugt. Da sich in den ost- und mitteleuropäischen Ländern und vor allem in der 
(ehemaligen) SU ein erhebliches wissenschaftliches Potential befindet, welches in weiten Bereichen 
_ insbesondere im technisch-naturwissenschaftlichen - durchaus westlichen Standards entspricht, ist 
für diese Länder die Gefahr eines "brain-drains" besonders groß. Hinzu kommt, daß gerade in der 
,... ~ -·~-· .---~·- -·~ -~----------·· 
SU ein Großteil. di:se_:__!:ochqualifizierten Fachkräfte moment_?n nicht gebraucht wird, da der 
Schwerpunkt ihres Tätigkeitsfeldes - die Rüstungsindustrie - massiv abgebaut wird und alternative 
Beschäftigungsbereiche nur in geringem Umfang im Entstehen sind. Die extrem hohen 
Einkommensdifferenzen dieser Ingenieursklasse gegenüber ihren westlichen Kollegen und die 
...... -~----~·- -
größerenteils guten Informationen über Arbeits- und Lebensmöglichkeiten im Westen aufgrund 
ihrer internationalen Erfahrungen macht diese Personengruppe zu potentiellen Emigranten ersten 
Ranges. Die wirtschaftlichen Folgen eines derartig massiven "brain-drains" liegen auf der Hand. 
Will die westliche Staatengemeinschaft wirklich einen Beitrag zur wirtschaftlichen Erholung dieser 
Länder beitragen, so müßten gerade hier entsprechende Maßnahmen in Form von Kapital- und 
Technologietransfers ergriffen werden. In der Regel ist eines der größten Hemmnisse von 
Auslandsinvestitionen der Mangel an qualifizierten Arbeitskräften. Gerade dies dürfte in den ost-
und mitteleuropäischen Ländern inklusive der (ehemaligen) SU jedoch gerade nicht der Fall sein. 
Wenngleich nicht überall das erwünschte Know-how vorhanden ist, so würden die erforderlichen 
Umschulungsmaßnahmen sicherlich relativ geringen Zeit- und Kostenaufwand erfordern. Gerade 
im technisch-naturwissenschaftlichen Bereich würden daher relativ günstige Voraussetzungen für 
entsprechende Joint-ventures vorliegen. 
Es ist zwar nicht unverständlich, daß aufgrund der politischen Labilität dieser Länder -
insbesondere der SU - die Bereitschaft für derartige wirtschaftliche Kooperationen noch gering ist, 
doch sollte man sich andererseits auch bewußt sein, daß es dazu so gut wie keine Alternativen gibt. 
Je länger sich die westliche Staatengemeinschaft mit Kooperationsabkommen zurückhält, umso 
--------·-·-···••"'' ···•·-----· - -··••·. ····-
unwahrscheinlicher wird eine wirtschaftliche Erholung und umso wahrscheinlicher werden 
~------------------------- _., __ . _____ .. ···•-·<'••----•··--
entsprechende politische Unruhen. Es ist in diesem Zusammenhang interessant, daß einige große 
multinationale Konzerne (so wie auch der österreichische Baukonzern Maculan) teilweise wesentlich 
größeres Engagement und wesentlich höhere Risikobereitschaft aufbringen als dies bei 
internationalen Wirtschaftsorganisationen der Fall ist. 
Ausländische Arbeitskräfte tragen hingegen indirekt zur wirtschaftlichen Entwicklung ihres 
Herkunftslandes bei, indem sie Gelder an ihre hinterbliebenen Verwandten überweisen, Diese 
-----.. ---~-_,;. _ __.. ..... ~------_;;=------;.;........,..._ 
Gelder stärken die gesamtwirtschaftliche Nachfrage und fördern somit das Wirtschaftswachstum. 
Derartige Überweisungen finden allerdings nur solange statt, solange noch familiäre Bindungen 
zum Herkunftsland bestehen. 
Weiters können Emigranten zu positiven volkswirtschaftlichen Effekten beitragen, falls sie im 
Ausland eine Weiterqualifzierung erlangen und_diese jn jhrem _Heimatland wiederum anwenden 
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können. Dieser Austausch kann in verschiedener Weise erfolgen. So können z.B. Emigranten durch 
den Auf- und Ausbau von Handelsverbindungen zu ihrem Heimatland dessen wirtschaftliche 
-·--~--- -~"---'-•--~ ..... -
Entwicklung fördern. 
Wichtiger jedoch noch wäre die zur Verfügungstellung des erlernten Know-hows der_ Emigranten 
in ihrerem alten Heimatland. Dies würde zumeist jedoch eine Reemigration erforderlich machen, 
welche insbesondere bei lang eingesessenen ausländischen Arbeitskräften relativ unwahrscheinlich 
ist. Andererseits müßten gerade für die aktuelle Ost-West-Migrationsentwicklung hier neue Formen 
des "Arbeitsaustausches" erprobt werden. 
Folgende Formen von Programmen würden sich dabei anbieten bzw. werden teilweise schon 
praktiziert: 
Gastarbeiter-Vereinbarungen: In Deutschland wurden mit verschiedenen Staaten (CSR, Polen, 
Ungarn) bilaterale Abkommen geschlossen, welche einer kontingentierten Anzahl von 
Arbeitskräften eine (auf 12 oder 18 Monate) befristete Beschäftigung anbieten. Im Vordergrund 
derartiger Programme sollten die Erweiterung der beruflichen und sprachlichen Kenntnisse stehen. 
Grenzgänger-Regelungen: Hierbei könnten zum Zwecke der Beschäftigung in Regionen entlang der 
Grenze Regelungen geschaffen werden, welche es einer limitierten Anzahl von Arbeitskräften 
ermöglicht innerhalb von gewissen Berufen Arbeit aufzunehmen. Der dauernde Aufenthalt im 
Herkunftsland sollte gesichert sein. Eine derartige Regelung hat jedoch nur dann Aussicht auf 
Erfolg, wenn den dabei Beschäftigten die vollen sozial- Uil':1_ koll~ktivvertraglichen __ Rechte_ 
zukommen würden. Durch eine solche Regelung sollte sich also lediglich eine Entlastung für den 
Wohnungsmarkt ergeben, die Lohnkosten selbst sollten dadurch nicht unter das Niveau der 
sonstigen Ausländerbeschäftigung gedrückt werden. Eine derartige Regelung könnte auch zur ' 
Entwicklung der Grenzregionen in Ost und West beitragen. 
Branchen-Regelungen: Gerade in Bereichen, wo es in Österreich offensichtliche Knappheiten gibt 
(Kranken- und Altenpflege) sollten die Zulassungsbestimmungen liberaler gehandhabt werden. 
Projekt-gebunden Regelungen: Mittel- und osteuropäischen Firmen sollte es verstärkt erlaubt , 
werden zur Abwicklung ihrer Aufträge in Österreich auch auf eigenes Personal zurückzugreifen. 
Wenngleich auch hier wiederum bilaterale Kontingentregelungen erforderlich sind, so würde 
hierdurch diesen Ländern ein besserer Zugang zum österreichischen Markt ermöglicht. 
Saisonbeschäftigung: In gewissen Branchen - traditionellerweise sind dies die Land- und 
Tourismuswirtschaft - sollte ausländischen Arbeitskräften ein besserer Zugang geboten werden. 
Bei allen hier aufgezählten Regelungen besteht natürlich die Gefahr, daß dabei die existierenden 
arbeits- und lohnrechtlichen Regelungen untergraben werden. Damit dies möglichst nicht (oder nur 
eingeschränkt) der Fall ist, müßten einerseits Kontingentregelungen geschaffen werden und 
andererseits die Einhaltung der jeweiligen lohn- und arbeitsrechtlichen Bedingungen entsprechend 
kontrolliert werden. 
Sollten bei derartigen Programme gesichert werden, daß für den Arbeitnehmer tatsächlich ein 
Lerneffekt eintritt und dieser nicht nur dem Emigranten selbst sonndern auch dem Herkunftsland 
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zu Gute kommt, so müßte zumindest zweierlei gewährleistet sein: Erstens müßte der heimische 
Arbeitgeber verpflichtet werden, daß die ausländische Arbeitskraft auch tatsächlich eine 
Weiterqualifizierung erlangt. So könnten u. a. Regelungen eingeführt werden, daß 
Ausländerkontingente nur noch an jene Firmen zugesagt werden, welche auch nachweislich 
Ausbildung und Qualifizierung vermitteln. Und zweitens müßte eine Reemjgration __ in_das 
Heimatland "wahrschei11tirn" sein. Sicherlich ist dies ein schweres Unterfangen, da sich die 
w-irtschaftlichen und sonstigen Emigrationsgründe nicht so rasch ändern. Dennoch bleibt es für die 
ökonomische Weiterentwicklung der Senderländer wünschenswert, daß diese sodann höher 
qualifizierten Arbeitskräfte beim Aufbau und der Weiterentwicklung ihres Landes zur Verfügung 
stehen. Hand in Hand dabei sollte auch der Auf- und Ausbau weiterer wirtschaftlichen 
-------···-····----··-·· 
Beziehungen vor sich J~eh~~- Dies bedeutet einerseits die Intensivierung des Güterhandels, 
andererseits aber auch den Ausbau von Direktinvestitionen bzw. von Joint-ventures. 
----------- -·-···-~•-•·········· .. 
Selbstverständlich sind bei dieser wirtschaftlichen Restrukturierung der ost- und mitteleuropäischen 
Länder verstärkt die internationalen Organisationen der OECD, allen voran aber die Europäische 
Gemeinschaft, gefragt. Eine Handelsliberalisierung sowie internationale Abkommen zum 
Wiederaufbau einer entsprechenden Infrastruktur müßten hier oberste Priorität haben. Österreich 
kann hier allerdings aufgrund seiner geographischen Lage und seiner historischen Verbindungen zu 
diesen Ländern auch autonom weitgehende Schritte setzen. Wie die neuesten Daten dazu zeigen, 
betrieb Östereich die Ostöffnung bereits mit großem Gewinn. 
Das "Österreichische Wirtschaftsforschungsinstitut" hat in seinen jüngsten Publikationen mehrfach 
darauf hingewiesen, die ökonomischen Auswirkungen der Ostöffnung hätten der österreichischen 
------·-· --···--·----- ----·--··•·--•-···----··-. . -
Wirtschaft stark geholfen. Insbesondere der starke Handelsbilanzüberschuß in den vergangenen 
beiden Jahren sowie der starke Anstieg der ausländischen Direktinvestitionen und der Joint-
ventures sind klare positive Anzeichen hierfür. So schreibt Jan Stankowsky in den Monatsberichten 
vom Juni 1992: "Im Vorjahr wies die österreichische Handelsbilanz mit den Oststaaten einen 
Überschuß von 11 Mrd.S aus, um fast 0,6 Mrd.S mehr als 1990. Der Handel mit Ost-Mitteleuropa 
ergab einen Exportüberschuß von 6,6 Mrd.S. Dieses Ergebnis zeigt, daß Österreich noch einen 
beträchtlichen Spielraum für die Liberalisierung der Importe aus dieser Region hat."16) 
Der starke Ansteig der österreichischen Joint-ventures in der CSR, Ungarn und Polen in den 
vergafige·ne1Cbeiaen. Jänren17) weist ebenfails.darauf hin, daß hier Österreich seine Möglichkeiten 
gut genützt hat. Diese Zunahme der gemeinsamen Wirtschaftsprojekte ist zumeist eine Form der 
Kooperation, welche beiden Ländern zu Gute kommt. Ein Anstieg dieser Projekte wird daher der 
strukturellen Erneuerung beider Länder dienen. 
Zusammenfassend läßt sich hier daher festhalten, daß die latente Gefahr der Abwanderung von 
hoch qualifizierten (und auch anderen) Arbeitskräften aus den ost- und mitteleuropäischen Staaten 
in den Westen am besten durch eine verstärkte wirtschaftliche ~ooperation_ verhindert werden 
16) Stankowsky, J.(1992a); S.314 
17) Stankowsky, J.(1992b); 
-~ .... _:!, 
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kann. Kooperation bedeutet dabei dreierlei: I) Eine Liberalisierung des Handels insbesondere bei 
arbeitsinte.nS.iYe.n Prod!!kten. 2) Eine verstärkte Förderung von öffentlichen und privaten 
Investitionen in den potentiellen Emigrationsländern zur Förderung der wirtschaftlichen 
Entwicklung, insbesondere Investitionen im Bereich der Infrastruktur. 3) Offizielle 
Entwicklungshilfe in ihren verschiedensten Formen, insbesondere bei der Kapitalbeschaffung sowie 
rn Form von tedinisdien ·Kooperationsabkommen .. 
--------· ··-· --~- --- ,_ .. _., ~-· .. ~ ,_....,_.,, - ~-· .... ,. -
Bei allen drei Maßnahmen sind sowohl die internationalen Organisationen als auch die nationalen 
Regierungen, insbesondere jene der Nachbarstaaten, gefordert. Die Nachbarstaaten sind hier 
letztlich auch aus Selbstinteresse aufgerufen, Hilfestellungen zu leisten. Die Verbesserung der 
wirtschaftlichen Lage sichert zwar noch nicht automatisch eine friedliche und demokratische 
Entwicklung, bildet jedoch eine Voraussetzung für diese. Daß sich für derartige wirtschaftliche 
Hilfsmaßnahmen in den mitteleuropäischen Staaten Ungarn, Polen sowie der CSR für Österreich 
günstige Gegebenheiten vorfinden, liegt sowohl an deren regionalen Nähe als auch an dem 
wirtschaftlich besseren Entwicklungsniveau. In speziellen Bereichen liegen Formen der technischen 
Kooperation gerade mit diesen Ländern auch im Selbstinteresse Österreichs, da z.B. eine unsichere 
Versorgung mit Kernenergie in unseren Nachbarstaaten eine potentielle Bedrohung für Österreich 
darstellt. 
5. Zusammenfassung 
In der vorliegenden Arbeit wurde versucht die europäische Migrationsproblematik und deren 
Perspektiven insbesondere für Österreich zu umreißen. Obwohl bei dieser Diskussion zumeist die 
Ost-West-Migrationsbewegung im Vordergrund steht, muß für Österreich wie auch für die anderen 
westeuropäischen Staaten festgestellt werden, daß sich das quantitative Ausmaß dieser 
Wanderungen noch sehr in Grenzen hält. In Österreich waren im Juni 1992 lediglich 16,2% aller 
ausländischen Arbeitskräfte aus den fünf ost- und mitteleuropäischen Staaten Ungarn, CSR, Polen, 
Rumänien, Bulgarien sowie aus der (ehemaligen) Sowjetunion. Selbst in Deutschland, welches von 
der Ost-West-Migration heute am stärksten betroffen ist, betrug dieser Anteil im Juni 1991 nur 
5,3%. 18) In den übrigen westeuropäischen Staaten ist dieser Anteil bedeutungslos. 
Obwohl die ökonomischen Entwicklungsunterschiede dieser europäischen Regionen drastisch sind 
und der Migrationsdruck daher erheblich ist, findet also kaum Migration statt - und dies trotz 
offener Grenzen und weitgehender Liberalisierung der Ausreisebestimmungen. Diese 
Entwicklungen sind zwar weitgehend auf die relativ restriktiven Einreisebestimmungen der 
Zielländer zurückzuführen, haben jedoch auch autonome Ursachen. Einerseits wurden in den ost-
und mitteleuropäischen Ländern politische Ausreisebeschränkungen häufig durch bürokratische 
ersetzt und andererseits sind zur Realisierung eines Migrationswunsches sowohl erhebliche 
finanzielle Mittel erforderlich als auch weitgehende Information über die Arbeits- und 
18) OECD (1992); S.242 
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Lebensverhältnisse des gewünschten Immigrationslandes. Beides ist einstweilen oft nur sehr schwer 
organisier- und verfügbar. 
Wenngleich sich also die aktuellen Migrationsströme nicht mit den erwarteten decken, so bleibt 
dennoch die Tatsache aufrecht, daß aufgrund der stark unterschiedlichen ökonomischen 
Entwicklungsniveaus das latente Migrationspotential erheblich· ist. Dabei sind hochqualifizierte 
Arbeitskräfte aufgrund der besseren Arbeitsperspektive im Ausland am ehesten zur Migration 
geneigt. Genau dies würde jedoch die ökonomische Entwicklungsmöglichkeiten dieser Länder 
weiter verschlechtern. 
Will die westeuropäische Staatengemeinschaft diese Migrationsbewegungen verringern, so ist es 
sicherlich nicht hinreichend mittels einer gemeinsamen Sicherheitspolitik die Grenzen (noch) 
dichter zu machen. Sollte das Migrationspotential in den mittel- und osteuropäischen Staaten 
tatsächlich reduziert werden, so kann nur eine Verbesserung der Lebens- und 
Einkommensverhältnisse ein wirksames Mittel dagegen sein. Dazu gibt es natürlich vielfältige 
Maßnahmen. Neben einer stärkeren Liberalisierung der Handelsbeziehungen, einem Ausbau von 
Joint-ventures, insbesondere im Bereich der Infrastrukturinvestitionen, sind dabei vielfältige 
technische Kooperationsabkommen, die zur Verfügungstellung von Krediten sowie die direkte 
Finanzierung bestimmter Projekte vorstellbar. Wenngleich derartige Maßnahmen am besten von 
internationalen Organisationen beschlossen und exekutiert werden, so sind hier von einzelnen 
westlichen Staaten sicherlich auch weitreichende eigenständige Programme möglich. Insbesondere 
die Nachbarstaaten sind dabei besonders gefordert. 
All diese Maßnahmen sollten unter dem Aspekt beurteilt werden, daß eine Verbesserung der 
ökonomischen Lebensverhältnisse auch einer Stabilisierung der politischen Verhältnisse und einer 
Förderung der demokratischen Entwicklung dienlich ist und somit wiederum der westeuropäischen 
Staatengemeinschaft selbst zu Gute kommt. So ist es u.a. auch Ziel des neuen nordamerikanischen 
Handelsabkommens (NAFT A) zwischen Kanada, den USA und Mexiko, den Migrationsdruck aus 
Mexiko durch entsprechende wirtschaftlichen Weiterentwicklung zu verringern. 
Nicht explizit untersucht werden konnte in dieser Arbeit der Umfang der illegalen 
Wohnbevölkerung bzw. Arbeitskräfte. Die (nicht gerade gut belegten) Schätzung für Österreich 
sprechen dabei von einem Ausmaß von 40.000 bis 100.000 illegal Beschäftigten. Die 
Wahrscheinlichkeit, daß der Anteil von ost- und mitteleuropäischen Arbeitskräften hierbei höher 
ist als jener der legal beschäftigten ausländischen Arbeitskräfte (Juni 1992: 16,2%), ist aufgrund 
der regionalen Nähe zu diesen Ländern und der relativ einfachen Einreisebestimmungen als Tourist 
wahrscheinlich. 
Um die illegale Beschäftigung zu reduzieren wären sicherlich in erster Linie stärkere Kontrollen 
und häufigere Betriebsprüfungen dringend notwendig. Eine Änderung der verwaltungs- und 
18 
straf rechtlichen Bestimmungen sowie eine Erhöhung der Strafsätze bis hin zum Gewerbeentzug\ 
werden zwar seit geraumer Zeit diskutiert, jedoch noch immer nicht verwirklicht. 
Neben diesen legistischen Änderungen sollte jedoch auch über gewisse Neuregelungen am 
Arbeitsmarkt diskutiert werden, welche - speziell für ost- und mitteleuropäische Arbeitskräfte -
sowohl eine Legalisierung ermöglichen als auch zu verstärktem Arbeitskräfteaustausch führen 
sollten. Hier sollte vor allem der Erwerb von neuen Qualifikationen und deren anschließende 
Weiterverwendung im Heimatland im Vordergrund stehen. Es sollten also nicht qualifzierte 
Arbeitskräfte abgeworben werden, sondern - im Gegenteil - bei der Aus- und Weiterbildung 
Hilfestellungen geleistet werden. Derartige Programme könnten auch im Rahmen eines Joint-
venture-Projektes realisiert werden. Mittelfristig würden derartige Investitionen nicht nur in einer 
Verringerung des Migrationsdruckes ihren Niederschlag finden, sondern auch in einer 
Verbesserung der österreichischen Handels- und Produktionsmöglichkeiten. Österreich hat 
jedenfalls seit der Öffnung dieser Märkte sowohl in Form einer starken Erhöhung der 
Exportüberschüsse als auch in Form von neuen (und billigeren) Produktionsstandorten derart 
profitiert, daß entsprechende Gegenleistungen angebracht sind. 
Abschließend soll hier nochmals darauf verwiesen werden, daß ein Großteil der hier angestellten 
Überlegungen in entsprechend adaptierter Form auch für die Süd-Nord-Migrationsproblematik gilt. 
Aufgrund der Verbesserung des weltweiten Informations- und Kommunikationssystems sowie der 
ständigen Verbesserung der Verkehrswege wird die Mobilität zunehmend erhöht. Dies hat natürlich 
auch Auswirkungen auf die internationale Migration. Waren z.B. noch vor zwanzig Jahren die 
wichtigsten Herkunftsländer der kanadischen Immigration Italien, Großbritannien und die USA, so 
sind dies heute Hong Kong, Indien und Vietnam, allesamt Länder der sogenannten "3.Welt". Dieser 
regionale Wechsel der Migrationsströme ist neben der verstärkten wirtschaftlichen Kooperation 
zwischen diesen Ländern und Kanada in erster Linie durch die oben angeführten Verbesserungen 
des Kommunikations- und Transportwesens zu erklären. Wo es vor zwanzig Jahre noch keinerlei 
Information über die Lebens- und Arbeitsverhältnisse in fernen Staaten gab, erlangen heute 
zunehmends mehr potentielle Migranten in den unterentwickelteren Regionen der Erde 
Informationen über die weltweit ungleichen Einkommens- und Erwerbsmöglichkeiten. Die 
demographischen Entwicklungen verstärken Migrationsdruck weiter. Es ist daher auch absehbar, 
daß sich der Süd-Nord-Migrationsdruck verschärfen wird. Diesen Entwicklungen durch 
ökonomischen Ausgleich entgegenzuwirken, muß höchste Priorität sowohl aller einzelnen OECD-
Staaten als auch der internationalen wirtschaftlichen und politischen Organisationen (GATT, G7, 
EG, UNO, Weltbank) sein. 
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